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Live-Üb ertragung der Ramstein-Kundgebung von
Phönix. Wann hat eine D emonstration vor einem
Atomwaffenstandort in den letzten Jahren eine
derartige öffentliche Resonanz ausgelö st?

D er Vo rwurf der mangelnden Transp arenz b ei
der RednerInnenauswahl usw. ist nicht nachvoll-
ziehb ar. Zumal Ihr zu j eder Sitzung des Vorb erei-
tungs- bzw. sp äter des Trägerkreise s geladen wart.
D ass Ihr es nur vermo chtet, an einer von insge samt
acht Sitzungen teilzunehmen, könnt Ihr nicht dem
Trägerkreis anlasten . D as Ihr Euch b ei dieser Sit-
zung nicht in allen Punkten durchsetzen konntet,
damit müsst Ihr leb en . Um Eure Po sitionen den-
noch zum Tragen zu bringen, hat e s mehrere Vor-
schläge gegeben, die dann auch z . B . im Rahmen de s
Faltblattes der Ko operation für den Frieden re ali-
siert wurden . Aus unserer Sicht bleibt festhalten :
Nach zum Teil kontroverser Disku ssion sind alle
Entscheidungen den Aufruf und die RednerInnen-
liste b etreffend , einvernehmlich nach demokrati-
schen Prinzipien erfolgt.

Eine andere grundsätzliche und b eständig wi-
derkehrende Auseinandersetzung wird sich auch
durch diesen Nachklapp nicht klären lassen : Sollte
es auf den Po dien nur RednerInnnen geben, die Po-
sitionen vortragen, die der eigenen 1 0 0-prozentig
entspricht, o der versucht man, in Vorb ereitung
und Durchführung eine gesellschaftliche Verbrei-

terung zu erreichen, was zwangsläufig auch zu dis-
kussions- und kritikwürdigen B eiträgen führen
kann . Diese Frage lässt sich j eweils nur in der politi-
schen Au seinandersetzung klären . Für Ramstein
wurde sie geklärt − gegen Eure Po sition, was j etzt
zu Eurem Schreiben geführt hat. E s sollte Euch
nicht verwundern, dass wir mit den B eiträgen von
Franz Alt und O skar Lafontaine inhaltlich einver-
standen waren und uns diese Sicht von vielen Sei-
ten b e stätigt wurde . Die im Rahmen der Vorb erei-
tung geäußerten B efürchtungen, insb esondere die
Rede von O skar Lafontaine würde zu lauten Miss-
fallenskundgebungen führen, erwiesen sich als un-
zutreffend .

Ihr hattet eine gute Plattform b ei der Auftakts-
kundgebung − was Euch ab er auch nicht b efriedigt
hat. Ramstein hat es ge schafft, »visuell« und in der
nationalen (und internationalen ! ) Nachrichtenla-
ge die sen Tag zu b elegen . Für uns als Veranstalter
ein gute s Ergebnis , das mit der Teilnahme von Peter
Ustinov sicher no ch b esser geworden wäre (der
ab er auch nicht Eure Themen vorgetragen hätte) .

So klingt leider viele s in Eurem B rief nach »Nö-
len« und respektiert nicht die Re alitäten, die die Or-
ganisation einer solchen Aktion mit sich bringt.
Schade .
D enno ch mit D ank und freundlichen Grüßen
Frank Uhe , IPPNW-Geschäftsführung

Kooperation für den Frieden

Gelingen der Aktion wichtiger als die
Kritik an ihrem Zustandekommen
Antwortschreiben vom 1 3 . Mai auf den offenen Brief aus Trier

ieb e Kolleginnen und Kollegen, als Spre-
cherInnen der »Kooperation für den Frie-

den« , welche die D emonstration in Ramstein mit-
veranstaltet hat, wollen wir euch auf euer Schrei-
ben vom 2 0 . 0 3 . 04 antworten . Schon dem zeitli-
chen Ab stand zu eurem offenen Brief könnt ihr ent-
nehmen, dass wir uns die Antwort nicht leicht ge-
macht hab en .

Eine Vorb emerkung: Als SprecherInnen der Ko-
operation können wir in diesem Falle , obwohl wir
in unsere Mitgliedorganisationen »hinein gehört
hab en« , sicher keine B eschlu ssfassung wiederge-
ben, sondern nur unsere Meinung.

Wir möchten uns b ei unserer Antwort auf drei
Komplexe konzentrieren
1 . Partizip ative Vorb ereitung und Durchführung

der D emonstration
2 . Inhalte und Schwerpunkte der D emonstration
3 . Generelle B emerkungen

Wir wollen in unserem Handeln und Tun die
Ziele einer gerechten und friedlichen Welt vorle-

b en . D eshalb gehört ein demokratische s, p artizip a-
tive s Herangehen an unser Tun zu unserem Grund-
verständnis . Diese s ist bei der Vorb ereitung der
D emonstration − vorsichtig ausgedrückt − unzurei-
chend ge schehen .

Wir hab en j edo ch das Gelingen der Aktion die
gesamte Zeit üb er die Kritik an ihrem Zustande-
kommen gestellt. D enn uns war und ist die se Akti-
on ab solut wichtig gewe sen und auch notwendig
für weitere , die ihr folgen sollten . Sie war die erste
große − man kann auch sagen üb erfällige − öffentli-
che M anifestation gegen die weltweiten, ab er auch
b ei uns gelagerten Atomwaffen und die aggre ssi-
ven Nuklearwaffenstrategien .

Ein Thema wurde mit dieser Manifestation wie-
der an die Öffentlichkeit gebracht, das die Regie-
rungen b ewusst, ab er auch Teile der Friedenb ewe-
gung, verdrängt hab en . Die s ist auch das große Ver-
dienst der IPPNW und von H .-E . Richter persönlich .
D e swegen war bei die ser Aktion im Rahmen der
Vielfalt der Anti-Kriegsaktionen am 2 0 . 0 3 . 04 eine
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Bundesverfassungsgericht

Verfassungsmäßigkeit der Wehrpflicht-
praxis bleibt klärungsbedürftig
Begründete Nichtannahmeentscheidung einer Verfassungsbeschwerde

inhaltliche Konzentration auf die öffentlich zu do-
kumentierende Ablehnung von Atomwaffen rich-
tig und sinnvoll, im Sinne »präventiv« angelegter
Friedenspolitik war es im Vorfeld der NPT-Üb er-
prüfungskonferenz auch genau der richtige Zeit-
punkt dafür. Nur so konnte das Thema in die Öf-
fentlichkeit dringen .

D a Atomwaffen ab er weder physisch no ch ge-
sellschaftlich im leeren Raum und ohne Zeit vor-
handen sind , war im Sinne eines dialektischen D en-
kens die Verknüpfung mit der Kriegspolitik der
USA und ihrer teilweisen Unterstützung durch die
Bundesregierung sowie die mit b eiden Themati-
ken verknüpfte Militarisierung Europ as , sowie der
Realisierung der deutschen Interventionsarmee
notwendig. Wir haben dieses als Ko operation j a
auch noch in einem eigenen für den Aktionstag
entwickelten Flugblatt mit au sführlichem Bunde s-
wehrteil dokumentiert.

Leider konnten auch wir uns in die ser Angele-
genheit, in der das politisch Sp annende die Herstel-
lung der Verbindung verschiedener Eb enen von
Militarismus und Kriegspolitik gewe sen wäre ,
nicht in vollem Umfang durchsetzen .

Trotzdem – o der vielleicht gerade de swegen –
wurde die se s in den Reden auf b eiden Kundgebun-
gen ausführlich vorgetragen . Für uns war das
Kundgebungs-Konzept, b e stehend aus einer Kund-
gebung in Ramstein und einer in Landshut, eine po-
litisch-inhaltliche Einheit, auf der alle Thematiken
der D emonstration ange spro chen werden sollten
und unserer Meinung auch wurden . Auch und ge-
rade die Irak-Kriegspolitik und die Militarisierung
Europ as .

Eine Aufteilung der B eiträge der »Auftaktkund-
gebung« in Anti-Kriegspolitik und der »Schluss-
kundgebung« in Atomwaffen ist willkürlich und
entspricht nicht den B eiträgen der Rednerinnen
und Redner. D ie ses lässt sich unschwer an den vor-
liegenden Manu skripten und an den Mo derations-

texten nachweisen . Auch b ei den b eiden von euch
namentlich kritisierten Rednern kamen b eide
Aspekte vor.

D es weiteren möchten wir darauf hinweisen,
dass Rednerinnen und Redner auf Kundgebungen
ihre Meinung wiedergeb en und keine Erfüllungs-
gehilfen der Veranstalter sind . Auch wir hab en kri-
tische B emerkungen zu verchiedenen B eiträgen
auf den Kundgebungen, wohlgemerkt zu fast allen .
Ab er Kundgebungen leb en gerade von die ser Viel-
falt, Pluralität und auch Widersprüchlichkeit von
Meinungen und Po sitionen . Die s macht sie wenigs-
tens ein bisschen sp annend und − wie man in unse-
rem Fall wieder sieht − auch streitb ar. Wir halten
Meinungsuniformität auf Kundgebungen für
schädlich und möchten auch gerne weiterhin, Mei-
nungen hören, die wir nicht zu 1 0 0 % teilen .

Rednerinnen und Redner sollen auch immer die
Breite des Prote sts widerspiegeln und damit auch
die B reite der unterstützenden Spektren . D ass dem
einen die mehr »bürgerliche« , der anderen die »au-
tonome« , und dem dritten die »sozialistische« Flan-
ke de s Spektrums manchmal aufstößt, ist do ch ge-
rade sp annend und leb ensb ej ahend . Ein Schwim-
men im eigenen S aft lehnen wir aus dem Selb stver-
ständnis der Ko operation heraus ab .

Erwähnen mö chten wir auch no ch, dass es über
das Mitwirken von Franz Alt, nicht wegen des In-
haltes seiner Rede , ab er wegen seine s gesellschaft-
lichen Umfeldes durchaus verschiedene Meinun-
gen gibt. Dieses werden auch wir weiter diskutie-
ren

D em Anfangs- und Schlu ssgedanken Eures B ei-
trages , dass die Aktion sinnvoll war und wir weiter
in einer (intensiven) Disku ssion bleib en sollten,
können wir nur zustimmen . Lasst uns mit dem ge-
meinsamen Handeln und der D eb atte fortfahren .

Mit friedlichen Grüßen
Reiner Braun, Kathrin Vogler, Reinhard J . Voß

Leitsatz (redaktio nell) : D ie Verfassungsb eschwer-
de gegen die Ablehnung vorläufigen Rechtsschut-
ze s gegen den Einb erufungsb escheid wird nicht
zur Entscheidung angenommen . Eine nach Er-
schöpfung des Rechtswegs in der Hauptsache
no ch zu erhebende Verfassungsb eschwerde gegen
den Einb erufungsb escheid wäre weder unzulässig
no ch offensichtlich unbegründet.
BVerfG, B eschlu ss vom 1 7. 0 5 . 2 0 04 ,
Aktenzeichen : − 2 BvR 8 2 1 /04 −

Die Verfassungsb e schwerde b etrifft die Einb e-
rufung zum Grundwehrdienst. D er B eschwerde-
führer wendet sich gegen den Einberufungsb e-
scheid und die im vorläufigen Rechtsschutzverfah-
ren nach § 8 0 Ab s . 5 VwGO ergangene Entschei-
dung de s Verwaltungsgerichts .

I . 1 . D er B eschwerdeführer wurde mit B e scheid
vom 0 5 . 02 . 2 0 04 zum Grundwehrdienst ab 0 1 . 04 .
2 0 04 einb erufen . Einen Widerspruch de s B e-
schwerdeführers lehnte die Wehrverwaltung ab .


